
Wissenschaftlern und den Kadern des Staatsapparates, 
Initiative und Mut, neue Fragen aufzuwerfen und sie 
ohne Furcht vor Kritik zu entwickeln. Er unterstrich die 
Bedeutung der Rechtssicherheit jedes einzelnen Bürgers 
und wies auf die Gefährdung der Gesetzlichkeit hin, 
die sich aus dem bei uns noch bestehenden starken Zen­
tralismus und auch aus der mangelnden Initiative man­
cher Staatsfunktionäre ergibt. — Die zahlreichen, in 
der Konferenz aufgeworfenen Fragen sollten, so emp­
fahl Matern, unmittelbar nach der 3. Parteikonferenz 
der SED in Fachkonferenzen, die das Deutsche Institut 
für Rechtswissenschaft organisieren sollte, weiter dis­
kutiert, vertieft und einer Lösung zugeführt werden. 
Hierbei werden vor allem die großen Aufgaben zu be­
rücksichtigen sein, die die 3. Parteikonferenz, die die 
Schlußfolgerungen aus unserer gesellschaftlichen Ent­
wicklung ziehen wird, auch den Rechtswissenschaftlem 
stellen wird.

Prof. K 1 e y e r , Direktor des Instituts für Theorie des 
Staates und des Rechts an der Akademie, schloß an die 
Feststellungen des Referats von Kröger über die unzu­
längliche Entwicklung des Rechtsbewußtseins mancher 
Staatsfunktionäre und über die Tendenz, sich in Einzel­
fragen aus Zweckmäßigkeitsgründen über bestehende 
Gesetze hinwegzusetzen, prinzipielle Ausführungen 
über den Begriff der demokratischen Gesetzlichkeit an. 
Er betonte die untrennbare Verbindung, die zwischen der 
demokratischen Gesetzlichkeit und dem demokratischen 
Zentralismus besteht. Im Gegensatz zum bürgerlichen 
Staat ist für den Arbeiter-und-Bauern-Staat die Gesetz­
lichkeit eine Existenzbedingung. Die unerläßliche strikte 
Einhaltung unserer Gesetze wird dann gewährleistet 
sein, wenn alle mit der Anwendung der Gesetze befaß­
ten Bürger und Funktionäre das sozialistische Rechts­
bewußtsein besitzen.

Minister Dr. B e n j a m i n  und Kammergerichtsprä­
sident R a n k e  ergänzten z. T. Kleyers Ausführungen, 
z. T. widersprachen sie ihnen. Die Rolle der Zweck­
mäßigkeit bei der Einhaltung der Gesetze, das Verhält­
nis zwischen Zweckmäßigkeit und Gesetzlichkeit, die 
Beziehung zwischen Gesetzgebung und Gesetzlichkeit — 
das alles sind Fragen, die, wie Benjamin betonte, noch 
weiter diskutiert werden sollten5). Die Arbeit an der 
Gesetzgebung kennzeichnete sie als eine Form der Ver­
allgemeinerung der gesellschaftlichen Arbeit, bei der 
der Gesetzgeber darauf angewiesen sei, daß die zu­
grunde liegenden Rechtsfragen schon vorher von der 
Wissenschaft geklärt wurden.

Mit der Frage nach den Ursachen dafür, daß viele 
Staats- und Wirtschaftsfunktionäre die Rolle des Rechts 
beim wirtschaftlichen Aufbau und die Aufgaben der Ju­
risten im Staats- und Wirtschaftsapparat falsch einschät­
zen, beschäftigten sich die Justitiare Dr. H e u e r  (Ver­
band Deutscher Konsumgenossenschaften) und Rü­
d i g e r  (Deutsche Notenbank). Heuer vertrat die Auf­
fassung, daß die Durchsetzung des Rechts davon ab- 
hänge, daß die verantwortlichen Staats- und Wirtschafts­
funktionäre das als politische Aufgabe erkennen. Die 
Ursache für die falsche Einstellung zur Rolle des Rechts 
erblickte er darin, daß bei vielen Funktionären ihre 
frühere Abneigung gegen das Recht des kapitalistischen 
Staates noch heute gegenüber unserem Recht fortwirke. 
— Rüdiger meinte, die Ursache liege nicht so sehr in der 
subjektiven Haltung des einzelnen Funktionärs. Viel­
mehr werde auch der Jurist objektiv nach seinen Lei­
stungen beurteilt, und es sei festzustellen, daß er bisher 
hinter dem Wirtschaftler zurückgeblieben ist.

Mehrere Diskussionsredner unterstrichen die Unzu­
länglichkeiten der jetzigen juristischen Ausbildung und 
erörterten die Frage, welche Veränderungen erforder­
lich sind, um die Juristen in die Lage zu versetzen, die 
neuen umfassenden Aufgaben auf den verschiedensten 
Gebieten, z. B. dem des Außenhandels, zu bewältigen.

Prof. S c h a u l ,  Hochschule für Ökonomie und Pla­
nung, hob hervor, daß die Kenntnisse der in der Aus­
bildung befindlichen Juristen auf den Gebieten der Öko­
nomik der verschiedenen Industriezweige, der Ökono­
mik des Handels und der Finanzökonomik zu gering 
bzw. überhaupt nicht vorhanden seien. Die weitere Ver-

5) vgl. hierzu auch den in der Konferenz mehrfach zitierten 
Aufsatz von Alexandrow, „Gesetzlichkeit und Rechtsordnung 
ln der sozialistischen Gesellschaft“, in Sowjetwissenschaft 
(Gesellschaftswissenschaftliche Beiträge) 1956 Nr. 1 S. 86.

besserung der wissenschaftlichen Lehre und des Stu­
diums mache es erforderlich, bei der Überprüfung der 
Studienpläne für die juristischen Fakultäten Vorlesun­
gen über spezielle ökonomische Fragen vorzusehen, die 
jedoch nicht abstrakt, sondern im Zusammenhang mit 
dem Recht dargestellt werden sollen. Der Mangel in den 
Lehrplänen der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakul­
täten und Hochschulen bestehe darin, daß beispielsweise 
Fragen der Planung und Materialversorgung nur von 
der organisatorisch-technischen Seite unter Ausschal­
tung der damit zusammenhängenden rechtlichen Pro­
bleme behandelt werden. Schaul zog daraus die Schluß­
folgerung, daß die Ausbildung der Juristen ökonomischer 
und die Ausbildung der Ökonomen juristischer werden 
müsse. Die wachsende internationale Bedeutung der 
Deutschen Demokratischen Republik mache es auch er­
forderlich, die wissenschaftliche Forschungsarbeit auf 
lange Sicht zu planen und Juristen als Spezialisten auf 
besonderen Rechtsgebieten, auch des Rechts der wich­
tigsten kapitalistischen Staaten, auszubilden.

*

Das zweite Referat mit dem Thema „Die Rolle des so­
zialistischen Zivilrechts in der Deutschen Demokrati­
schen Republik bei der Leitung der Wirtschaft“ hielt 
Prof. Dr. Heinz S u c h  von der Karl-Marx-Universität 
Leipzig.

Such ging davon aus, daß die hauptsächliche Bedeu­
tung des sozialistischen Zivilrechts bei der Leitung der 
Wirtschaft darin besteht, die zwischenbetriebliche Koo­
peration der sozialistischen Produktions- und Handels­
betriebe zu organisieren und die Formen und Methoden 
der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit ständig zu 
verbessern. Das Zivilrecht dient damit der Durchfüh­
rung verschiedener staatlicher Pläne. Das Hauptmittel 
des Zivilrechts ist das Vertragssystem mit verschiedenen 
Formen der Liefer- und Leistungsverträge. Eine beson­
dere Bedeutung erlangt das Zivilrecht bei der Förderung 
des Auf baus des Sozialismus auf dem Lande und bei der 
Festigung des ökonomischen Bündnisses zwischen der 
Arbeiterklasse und den werktätigen Bauern. Die Orga­
nisierung der zwischenbetrieblichen Kooperation durch 
das Mittel des Vertragssystems trägt neben anderen 
Faktoren zur Steigerung der Arbeitsproduktivität bei. 
Die Rolle des Vertragssystems bei der Sicherung der 
rechtzeitigen Zulieferung von Materialien und fristge­
rechten Beendigungen von Investitionen wird bisher in 
hohem Grade unterschätzt. Die Möglichkeit einer zweck­
mäßigen Organisierung der zwischenbetrieblichen Koo­
peration bildet eine entscheidende Voraussetzung für 
die Überlegenheit der sozialistischen Wirtschaft gegen­
über der kapitalistischen Wirtschaft. In der Rolle des 
Zivilrechts bei der Leitung der sozialistischen Wirtschaft 
kommt eine wesentliche Seite der wirtschaftlich-organi­
satorischen und kulturell-erzieherischen Funktion des 
Staates zum Ausdruck.

Bei der Leitung der sozialistischen Wirtschaft bilden 
der Plan, die wirtschaftliche Rechnungsführung und der 
Vertrag eine Einheit. Die staatlichen Planungsmaßnah­
men können nicht alle Einzelheiten der Produktion und 
Verteilung festlegen. Die Konkretisierung der Pläne hin­
sichtlich der Art der Produkte, des Sortiments und der 
Termine erfolgt durch die Verträge. Durch den Vertrag 
wird für den Einzelfall die Übereinstimmung zwischen 
der Produktion und dem Bedarf hergestellt. Das Ver­
tragssystem ist auch ein Instrument zur Regulierung der 
Produktion. Diese Funktion des Vertragssystems darf 
jedoch nicht so verstanden werden, daß beim Abschluß 
der Verträge der staatliche Plan unbeachtet bleiben 
kann. Die Verträge in der sozialistischen Wirtschaft be­
ruhen auf der bewußten Ausnutzung der Ware — Geld 
— Formen; ihre neuen charakteristischen Funktionen 
bestehen in der Verwirklichung der Erfordernisse des 
Grundgesetzes des Sozialismus und des Gesetzes der 
planmäßigen proportionalen Entwicklung der Volks­
wirtschaft.

In seinen weiteren Ausführungen ging Such auf die 
Frage des Verhältnisses zwischen der zentralisierten 
Leitung der Betriebe durch den Staat und ihrer operativ­
wirtschaftlichen Selbständigkeit ein. Er berührte damit 
die grundsätzliche Frage des Verhältnisses zwischen 
Plan und Vertrag. Auf der einen Seite hemmt eine zu 
weitgehende Zentralisierung der Leitung die Initiative 
der Werktätigen in den Betrieben, während ein zu weit-
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